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Einleitung

Das Interventionsverbot im 21. Jahrhundert

Der Vorwurf der rechtswidrigen Einmischung in die Angelegenheiten ei‐
nes anderen Staates hat (wieder) Konjunktur. Allein seit der Jahrtausend‐
wende haben sich unterschiedlichste Staaten die – aus ihrer Perspektive
unzulässige – Einmischung in ihre Angelegenheiten verbeten. Das promi‐
nenteste Beispiel lieferte sicherlich die wechselseitige Bezichtigung der
unzulässigen Einmischung westlicher und russischer Staatenvertreter im
Zusammenhang mit der ausbrechenden Ukraine-Krise Ende 2013.1

Die Reputation des Interventionsverbots hat in den vergangenen Jahr‐
zehnten indes gelitten. In gewisser Regelmäßigkeit wurde der Rekurs auf
die unzulässige Einmischung durch die insoweit üblichen Verdächtigen,
wie etwa Russland oder China, als typisches Verhaltensmuster solcher
Staaten deklariert, in denen die Gewährleistung von Menschenrechten zu‐

A.

I.

1 Vgl. z.B. den entsprechenden Vorwurf des russischen Ministerpräsidenten Medwe‐
dew gegenüber dem deutschen Außenminister Westerwelle, nachdem dieser sich
mit Demonstranten in Kiew getroffen hatte. Das Auswärtige Amt in Berlin wies
den Vorwurf der Einmischung damit zurück, dass es sich nicht um eine Einmi‐
schung, sondern einen Besuch „eines Europäers bei Europäern“ gehandelt habe
(FAZ.NET v. 6.12.2013, „Ukraine wird zur Belastung im deutsch-russischen Ver‐
hältnis“). Auch die grundsätzlichen Bemühungen westlicher Staatenvertreter um
eine Deeskalation des Konflikts wurden vom russischen Parlament mit dem pau‐
schalen Vorwurf der Einmischung in die inneren Angelegenheiten verurteilt
(FAZ.NET v. 10.12.2013, „Russisches Parlament wirft Westen Einmischung vor“).
Nachdem die Ukraine unter Verweis auf den von Russland ausgeübten wirtschaftli‐
chen Druck die Vorbereitungen für die Unterzeichnung eines Assozierungsabkom‐
mens abgebrochen hatte, kritisierten zunächst westliche Staatenvertreter die unzu‐
lässige russische Einschüchterung. Russlands Außenminister Lawrow entgegnete
der Kritik wiederum mit dem Vorwurf der Einmischung in die inneren Angelegen‐
heiten (vgl. z.B. FAZ v. 16.12.2013, S. 1). Im weiteren Verlauf der Auseinander‐
setzung warfen auch Vertreter der ukrainischen Übergangsregierung Russland eine
„unverschämte Einmischung in die inneren Angelegenheiten“ und Erpressung vor,
nachdem der russische Präsident Putin die Übergangsregierung vor dem Einsatz
ukrainischer Sicherheitskräfte gegen prorussische Separatisten unter dem Verweis
darauf, dass sich Moskau das Recht eines militärischen Eingriffs vorbehalte, warnte
(NZZ v. 25.4.2014, S. 1; FAZ v. 25.4.2014, S. 1).
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mindest problematisch ist. Sehr deutlich äußerte sich beispielsweise der
ehemalige deutsche Außenminister Joschka Fischer in seiner Rede vor der
54. Generalversammlung der Vereinten Nationen kurz vor der Jahrtau‐
sendwende:

„[...] Keine Regierung hat [...] das Recht, sich hinter dem Prinzip der staatli‐
chen Souveränität zu verstecken, um die Menschenrechte zu verletzen. Die
Nichteinmischung in ‚innere Angelegenheiten’ darf nicht länger als Schutz‐
schild für Diktatoren mißbraucht werden.“2

Die von westlichen Staatenvertretern regelmäßig hergestellte Verbindung
zwischen dem Vorwurf der unzulässigen Einmischung und menschen‐
rechtlichen Missständen erfasst allerdings nur einen Teil der in der Staa‐
tenpraxis auffindbaren Vorwürfe der Einmischung in innere Angelegen‐
heiten, denn diese werden mitnichten ausschließlich im Zusammenhang
mit der Rüge von Menschenrechtsverletzungen erhoben. 2007 entgegnete
beispielsweise Estlands Außenminister Urmas Paet der Aufforderung
Russlands, die estnische Regierung möge, nachdem in Tallinn zuvor ein
Denkmal für sowjetische Soldaten entfernt wurde, zurücktreten, mit dem
Vorwurf der Einmischung in die inneren Angelegenheiten. 2004 warfen
die USA dem belgischen Verteidigungsminister Flahaut eine inakzeptable
Einmischung vor, nachdem dieser sich im Vorfeld der US-Präsident‐
schaftswahl für eine Wahl des demokratischen Kandidaten John Kerry
aussprach.3 Aber auch Sachverhalte betreffend die außenpolitische Aus‐
richtung, die Begünstigung von Aufständen oder Aufwiegelungen, Territo‐
rialstreitigkeiten oder die Verknüpfung von wirtschaftlicher Unterstützung
mit politischen Konditionalitäten haben den Vorwurf der unzulässigen
Einmischung hervorgerufen.4

2 Bulletin der Bundesregierung 57 (1999), S. 592; in Auszügen ebenfalls abgedruckt
bei Vöneky/Rau, ZaöRV 61 (2001), S. 877 (1094). Diese Haltung zumeist westli‐
cher Staatenvertreter deckt sich zumindest in gewisser Weise mit dem Empfinden
der deutschen Bevölkerung. In einer 2014 im Auftrag der Körber-Stiftung durchge‐
führten Umfrage wurde der weltweite Schutz von Menschenrechten als die wich‐
tigste Aufgabe deutscher Außenpolitik eingestuft. Zugleich sprachen sich allerdings
60 % der Befragten dafür aus, dass sich Deutschland außenpolitisch weiterhin zu‐
rückhaltend verhalten solle. Im Vergleich dazu wünschten sich 1994 noch 62 % der
Befragten für ein stärkeres Engagement deutscher Außenpolitik (Körber-Stiftung,
Einmischen oder Zurückhalten?, S. 3 f.).

3 NZZ v. 31.1.2004, S. 3.
4 Zahlreiche Beispiele unten D., IV.

I. Das Interventionsverbot im 21. Jahrhundert
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Zur schon traditionellen Anforderung an eine sich mit dem völkerrecht‐
lichen Interventionsverbot befassende Untersuchung zählt der einleitende
Hinweis auf die insgesamt verworrene Staatenpraxis. Durch diese wird die
völkerrechtliche Analyse des Interventionsverbots erheblich erschwert,
was zur Folge hat, das der Tatbestand zu einem der am wenigsten geklär‐
ten Bereiche des Völkerrechts zu zählen ist.5 Denn einerseits bestehen an
der Geltung des Interventionsverbots in Anbetracht seiner Aufnahme in
zahlreiche Satzungen und Resolutionen Internationaler Organisationen
und dem Bekenntnis zum Interventionsverbot in nahezu jedem bilateralen
Freundschafts- und Kooperationsvertrag keine Zweifel; andererseits wur‐
de eine Debatte um die Struktur des Tatbestandes, dessen Tatbestands‐
merkmale sowie deren Ausfüllung zuletzt in den 70er und 80er Jahren des
vergangenen Jahrhunderts geführt, ohne dass dabei eine zufriedenstellende
Klärung herbeigeführt wurde. Die jüngere Staatenpraxis beschränkt sich
hingegen im Wesentlichen auf den bloßen Vorwurf der rechtswidrigen
Einmischung. Auch im völkerrechtlichen Schrifttum wird – im Gegensatz
zum vergleichsweise häufigen Vorwurf der unzulässigen Einmischung in
der Staatenpraxis – die völkerrechtliche Validität der erhobenen Behaup‐
tungen nur in Ausnahmefällen überprüft. Die jüngste sich mit dem Inter‐
ventionsverbot befassende (deutschsprachige) Monografie stammt aus
dem Jahr 1999.6 Den Höhepunkt des wissenschaftlichen Diskurses hat der
Tatbestand in Parallele zu den Kodifikationsbemühungen in der Staaten‐
praxis in den 1970er und 80er Jahren erfahren.7 In der jüngeren Vergan‐
genheit finden sich nur vereinzelte, vor allem anlassbezogene Beiträge.8

5 Vgl. nur Berstermann, Das Einmischungsverbot im Völkerrecht, S. 19; Kunig, Das
völkerrechtliche Nichteinmischungsprinzip, S. 25 (31); Wehser, Die Intervention im
gegenwärtigen Völkerrecht, in: Simma/Blenk-Knocke, Zwischen Intervention und
Zusammenarbeit, S. 23 (23); Dahm, Völkerrecht, Bd. 1, S. 208; Oppermann, AVR
14 (1969/70), S. 321 (327); Wengler, Völkerrecht, Bd. II, S. 1038.

6 Trautner, Die Einmischung in innere Angelegenheiten und die Intervention als ei‐
genständige Verbotstatbestände im Völkerrecht.

7 Hingewiesen sei hier insbesondere auf die Monographien von Dicke (Intervention
mit wirtschaftlichen Mitteln, 1978), Kunig (Das völkerrechtliche Nichteinmi‐
schungsprinzip, 1981) und Bockslaff (Das völkerrechtliche Interventionsverbot,
1987).

8 Siehe z.B. die Beiträge von Odendahl zu den Regimewechseln in der Elfenbeinküs‐
te und Libyen in AVR 50 (2012), S. 318-347 sowie in Ruffert, FS Schröder,
S. 57-72 oder den Beitrag von Hillgruber zu den Sanktionen der 14 EU-Mitglied‐
staaten gegen Österreich in JRP 8 (2000), S. 288-297.
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Die eingangs behauptete Konjunktur des Vorwurfs unzulässiger Einmi‐
schungen in die inneren Angelegenheiten ist wohl vorrangig auf eine im‐
mer weiter zusammenwachsende Staatengemeinschaft zurückzuführen. Es
mag auf den ersten Blick paradox anmuten, dass sich gerade näher zusam‐
menrückende Staaten eine Einmischung in ihre Angelegenheiten verbitten.
Aber gerade in einer Staatengemeinschaft, in der eigene Interessen – und
dies zeigt nicht zuletzt das Beispiel der Ukraine – aufgrund mannigfaltiger
Interdepenzen häufig von Handlungen dritter Staaten berührt werden,
steigt das eigene Interesse an der Einflussnahme auf die Willensbildung
dritter Staaten. Die einleitenden Worte sollen daher zugleich in der ersten
These dieser Untersuchung münden: Das Interventionsverbot hat den Ze‐
nit seiner praktischen Bedeutung noch nicht erreicht. Das stetige Zusam‐
menwachsen der Staatengemeinschaft lädt gerade zur Einmischung in die
Angelegenheiten von Drittstaaten ein. Nicht nur, um beispielsweise auf et‐
waige fremde Missstände einzuwirken, sondern vielmehr, um Interessen
zu verwirklichen, die zum Teil erst in einer globalisierten Welt zu eigenen
werden.

Methodische Vorüberlegung

Ziel der Untersuchung ist es, den Tatbestand des völkerrechtlichen Inter‐
ventionsverbots dogmatisch zu erfassen und damit die Beantwortung der
Frage, wo das gegenwärtige Völkerrecht die Grenze zwischen erlaubter
und unerlaubter Einflussnahme im zwischenstaatlichen Verkehr zieht. Da‐
zu soll der Tatbestand systematisch in das gegenwärtige Völkerrecht ein‐
geordnet, die Normstruktur nachgezeichnet und die Tatbestandsmerkmale
inhaltlich bestimmt werden. Es ist dabei selbstredend nicht das Anliegen
der vorliegenden Bearbeitung, allen bisherigen Untersuchungen, nur um
die Notwendigkeit einer weiteren wissenschaftlichen Befassung zu bele‐
gen, ihr Scheitern in Bezug auf die dogmatische Erfassung des Tatbestan‐
des zu attestieren. Gerade im Hinblick auf die Ausfüllung der Tatbestands‐
merkmale haben sich im Schrifttum durchaus gleichförmige und der Staa‐
tenpraxis belegbare Lösungsansätze entwickelt, die es im Lichte jüngerer
Entwicklungen vielmehr fortzuentwickeln bzw. zu präzisieren gilt.

Da das Völkerrecht weiterhin überwiegend im Konsens seiner Subjekte
verwurzelt ist, kann die primäre Aufgabe einer Untersuchung, die einen
Rechtssatz des Völkerrechts betrachtet, nur sein, eben diesen Konsens her‐
auszuarbeiten. Eine möglichst detaillierte Betrachtung der relevanten Staa‐

II.
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tenpraxis ist hierfür unerlässlich. Dazu zählt selbstverständlich auch die
Berücksichtigung der Entstehungsgeschichte des zu untersuchenden
Rechtssatzes. Letztere vermag – dies gilt im besonderen Maße, wenn sich
die Entstehungsgeschichte anhand der zugänglichen Staatenpraxis detail‐
liert nachzeichnen lässt – erhellende Hinweise in Hinblick auf Normstruk‐
tur und –inhalt zu geben.

In Ansehung der elementaren Bedeutung der Staatenpraxis für die dog‐
matische Erfassung eines Tatbestandes ist vorab darzulegen, welche staat‐
lichen Handlungsformen als für die völkerrechtliche Untersuchung rele‐
vante Staatenpraxis heranzuziehen sind. Die bisher vertretenen Auffassun‐
gen zur berücksichtigungsfähigen Staatenpraxis reichen von der aus‐
schließlichen Relevanz staatlichen Handelns9 über die Betrachtung von
Aktionen und Reaktion auch unter Beachtung von „words and inaction“10

bis zur Berücksichtigung sämtlicher Handlungen und Stellungnahmen.
Eine umfassende begriffliche Klärung würde über den Rahmen einer als
einleitenden Bemerkung angelegten Vorüberlegung deutlich hinausgehen.
Daher sollen diese Ausführungen allein als Positionierung für die vorlie‐
gende Arbeit verstanden werden.

Der folgenden Untersuchung liegt ein weites Verständnis des Begriffs
Staatenpraxis zugrunde. Als Staatenpraxis soll daher die Summe dessen
verstanden werden, was Staaten (bzw. ihre Organe) sagen, wie sie handeln
und wie sie ihre Handlungen kommentieren, soweit sie damit ihre rechtli‐
che Überzeugung darlegen.11 Dabei kommen Äußerungen und Handlun‐
gen aller Teilbereiche staatlicher Gewalt, also sowohl der Exekutive, wie
auch der Legislative oder Judikative in Betracht. Die Berücksichtigungsfä‐
higkeit verbaler Äußerungen wurde im Schrifttum breit diskutiert und soll
an dieser Stelle nicht im Detail thematisiert werden.12 In Anbetracht des‐

9 Vgl. D’Amato, The concept of custom in international law, S. 51: „[…] a State
may say many things; it speaks with many voices, some reflection devisions with‐
in top governmental circles […] But a State can act only in one way at one time,
and its unique actions, recorded in history, speak eloquently and decisively”.

10 So etwa Skubiszewski, ZaöRV 31 (1971), S. 810 (812).
11 Wood, State Practice, in: Wolfrum, MPEPIL IX, S. 509 (Rdnr. 6); Stein/von But‐

tlar, Völkerrecht, Rdnr. 126; Villiger, Customary International Law and Treaties,
S. 4; Akehurst, BYBIL 47 (1974/75), S. 1 (10).

12 Vgl. dazu z.B. die ausführliche Darstellung bei Villiger, Customary International
Law and Treaties, S. 4-10.
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sen, dass auch der IGH verbalen Äußerungen für die Bestimmung völker‐
gewohnheitsrechtlicher Normen Bedeutung zugemessen hat13 und gerade
die in den Official Records der Generalversammlung und anderer Konfe‐
renzen festgehaltenen Stellungnahmen erst einen tatsächlichen Zugang zu
staatlichen Rechtsauffassungen ermöglichen, die sich nicht auf den Vor‐
wurf des völkerrechtswidrigen Verhaltens beschränken, sollen (und dür‐
fen) gerade diese Stellungnahmen für eine dogmatische Erfassung nicht
unberücksichtigt bleiben.

Auch wenn der Begriff der Staatenpraxis allein auf Handlungen von
Staaten rekurriert, schließt ein modernes Verständnis völkerrechtlich rele‐
vante Handlungen anderer Völkerrechtssubjekte, insbesondere solche von
Internationalen Organisationen, ein.14 Staatenpraxis kann also die unter‐
schiedlichsten Formen annehmen und etwa in Gestalt von diplomatischen
Korrespondenzen, Regierungs- oder Presseerklärungen sowie öffentlichen
Äußerungen von Staatenvertretern, Militärhandbüchern15, Beschlüssen
oder Praxis der Exekutive, Äußerungen zu Entwürfen der ILC, nationaler

13 Der IGH hat beispielsweise in seinem Nicaragua-Urteil in Bezug auf die gewohn‐
heitsrechtliche Geltung von Gewalt- und Interventionsverbot maßgeblich auf Stel‐
lungnahmen von Staatenvertretern abgestellt; Case concerning Military and Para‐
military Activities in and against Nicaragua, Urt. v. 27.6. 1986, ICJ Rep. 1986,
S. 14 (z.B. 100, § 190); vgl. dazu aus der jüngeren Rechtsprechung etwa IGH, Ju‐
risdictional Immunities of the State, Urt. v. 3.2.2012, ICJ Rep. 2012, S. 99 (122 f.,
§ 55) sowie aus dem Schrifttum Zemanek, What Is „State Practice“ and who
Makes It?, in: FS Bernhardt, S. 289 (289).

14 So auch die ständige Praxis des IGH (vgl. nur die wiederholte Hinzuziehung der
UN-Prinzipiendeklaration in Case concerning Military and Paramilitary Activities
in and against Nicaragua, Urt. v. 27. 6. 1986, ICJ Rep. 1986, S. 14). Mit zahlrei‐
chen Nachweisen Janik, Die Bindung internationaler Organisationen an internatio‐
nale Menschenrechtsstandards, S. 449-451; siehe auch von Arnauld, Völkerrecht,
Rdnr. 259; für eine ausschließliche Berücksichtigung von staatlicher Praxis hinge‐
gen Villiger, Customary International Law and Treaties, S. 4.

15 Der Rückgriff auf nationale Militärhandbücher ist (wie der Rückgriff auf die in‐
nerstaatliche Praxis im Allgemeinen) nicht unumstritten. Die Rechtsberater des
Außen- und Verteidigungsministeriums der USA haben z.B. in einem gemeinsa‐
men Brief an den Präsidenten des IKRK kritisiert, dass das IKRK in seiner Studie
zum gewohnheitsrechtlich geltenden humanitären Völkerrecht (2005) auch auf na‐
tionale Militärhandbücher zurückgegriffen hat, obwohl diese einen rein innerstaat‐
lichen Charakter haben. Das Schreiben ist abgedruckt in ILM 46 (2007), S. 511.
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Gesetzgebung16 oder gerichtlichen Entscheidungen17 in Erscheinung tre‐
ten.18

Wenn in Bezug auf die detaillierte inhaltliche Bestimmung einer Norm
keine unmittelbare bzw. ausreichende Staatenpraxis auszumachen ist,
bleibt der Rückgriff auf parallel gelagerte Problemstellungen und systema‐
tische Erwägungen. In diesem Zusammenhang wurde bereits zutreffend
darauf hingewiesen, dass die systematische Lösung völkerrechtlicher Pro‐
blemstellungen zwar von großem Nutzen sein kann, in Hinblick auf die
konsensgeprägte Völkerrechtsordnung aber zugleich Vorsicht geboten ist:
Die Plausibilität deduzierter Ergebnisse bedarf nämlich ihrerseits der bei‐
spielhaften Illustration anhand der Staatenpraxis,19 um so den Mangel an
unmittelbar hinzuzuziehender Staatenpraxis durch eine belastbare Antizi‐
pation staatlichen Verhaltens zumindest teilweise aufzufangen.

Die existentielle Abhängigkeit einer völkerrechtlichen Untersuchung
von der Staatenpraxis kann – und dies gilt insbesondere für Normen wie
dem Interventionsverbot, die eine unmittelbare Verknüpfung zur Außen‐
politik aufweisen – eine Untersuchung vor erhebliche Probleme stellen.
Kunig hat einleitend zu seiner Untersuchung des Interventionsverbots be‐
reits auf die vielschichtige Verwendung des Begriffs der Einmischung hin‐
gewiesen. So ist der Gebrauch der Vokabel nicht auf den völkerrechtlichen
Verkehr beschränkt, sondern zählt gleichermaßen zum Repertoire der die
internationalen Beziehungen beschreibenden Wissenschaften.20 Zugleich
ist die Vokabel der Einmischung auch im nicht-wissenschaftlichen Be‐
reich, insbesondere in der journalistischen Bewertung internationaler
Sachverhalte, überaus beliebt. Aus der dargestellten Vielschichtigkeit folgt
zwangsläufig eine gewisse Ungenauigkeit: Soweit auf die einschlägige

16 Vgl. nur Zemanek, What Is „State Practice“ and who Makes It?, in: FS Bernhardt,
S. 289 (294 f.).

17 IGH, Jurisdictional Immunities of the State, Urt. v. 3.2.2012, ICJ Rep. 2012, S. 99
(122 f., § 55); Arrest Warrant of 11 April 2000 (Democratic Republic of the Congo
v. Belgium), Urt. v. 12.2.2002, ICJ Rep. 2002, S. 3 (25, § 58); zurückhaltend in Be‐
zug auf die Berücksichtigung nationaler Gerichtsentscheidungen etwa von
Arnauld, Völkerrecht, Rdnr. 259; kritisch Skubiszewski, ZaöRV 31 (1971), S. 810
(814-818).

18 Siehe etwa die mit Einzelnachweisen versehene Auflistung bei Brownlie, Princi‐
ples of Public International Law, S. 6; vgl. auch Doehring, Völkerrecht, Rdnr. 287;
Villiger, Customary International Law and Treaties, S. 4 f.

19 Kunig, Das völkerrechtliche Nichteinmischungsprinzip, S. 65.
20 Kunig, Das völkerrechtliche Nichteinmischungsprinzip, S. 19-23.
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Staatenpraxis rekurriert wird, ist, soweit allein die Vokabel der Einmi‐
schung Verwendung findet, nicht immer mit absoluter Sicherheit zu ermit‐
teln, welche Qualität des Vorwurfs damit verbunden wird. Handelt es sich
ausschließlich um einen Vorwurf des politisch ungebührlichen Verhaltens
oder tatsächlich um die Rüge einer Völkerrechtsverletzung? Unabhängig
von der Zuordnung zu einer bestimmten Qualität des erhobenen Vorwurfs
ist der Verwendung des Begriffs aber zumindest immer ein Vorwurf impli‐
ziert.21 Oder mit Kunigs Worten:

„Auf internationaler Ebene tadelt stets, wer fremdes Verhalten als Einmi‐
schung bezeichnet: Es bekennt sich kein Staat oder auch sonstiger Akteur da‐
zu, sich in fremde Angelegenheiten eingemischt zu haben [...].“

Schließlich – und hier liegt ein weiteres Problem – ist immer nur ein Teil
der rechtsetzenden Staatenpraxis tatsächlich zugänglich. Soweit die in der
Staatengemeinschaft vorherrschende opinio iuris nicht durch Kodifikation
oder die Dokumentation des Kodifikationsprozesses sichtbar gemacht
wird, verbleibt im Wesentlichen der Rückgriff auf öffentliche Stellungnah‐
men von Staatenvertretern und den tatsächlichen Umgang mit einer Norm
im zwischenstaatlichen Verkehr. Werden nun Äußerungen herangezogen,
die Staatenvertreter öffentlich in Ausübung ihres Amtes tätigen, stellt sich
ferner das Problem, dass diese überwiegend der Presse zu entnehmen sind
und insoweit schon einen journalistischen Filterungsprozess durchlaufen
haben. Dennoch sind es gerade diese Aussagen – im Hinblick auf die vor‐
liegende Untersuchung vor allem der öffentliche Vorwurf der rechtswidri‐
gen Einmischung – welche die Plausibilität der zunächst deduzierten Er‐
gebnisse beispielhaft illustrieren können.

Bei der für die folgende Untersuchung ausgewählten und dargestellten
Staatenpraxis handelt es sich selbstverständlich nur um eine Auswahl des
nahezu unüberschaubaren einschlägigen Materials. Auch wenn sich die
Auswahl an den objektiven Kriterien der Relevanz und des wiederholten
Aufretens bestimmter Auffassungen orientiert, wohnt dem für die Darstel‐
lung notwendigen Auswahlprozess – insbesondere in Bezug auf die Wahr‐
nehmung der einschlägigen Staatenpraxis – zwangsläufig eine gewisse
Subjektivität inne. Um letztere zumindest auf das unausweichliche Min‐

21 Vgl. dazu auch Oppermann, AVR 14 (1969/70), S. 321 (331), der in der Abgren‐
zung zwischen der Eimischung als „Vokabel der auswärtigen Politik“ und einer
damit verbundenen Rechtsbehauptung eine spekulative Abschätzung sieht.
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destmaß zu reduzieren, wird, wenn eine solche auszumachen ist, auf eine
dem dargestellten Material gegenläufige Staatenpraxis hingewiesen.
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Die historische Entstehung des Interventionstatbestandes

Bevor der gegenwärtige Entwicklungsstand des völkerrechtlichen Inter‐
ventionsverbots betrachtet wird, soll die Entstehungsgeschichte des Tatbe‐
standes in gedrängter Darstellung nachgezeichnet (I.) und somit der Aus‐
gangspunkt für die vorliegende Untersuchung bestimmt werden. Von be‐
sonderem Interesse ist dabei die Entwicklung des Interventionsverbots seit
der Gründung der Vereinten Nationen (II.). Hier gilt das Augenmerk vor
allem den weitgehend dokumentierten Verhandlungen zur UN-Prinzipien‐
deklaration (1.) und der Kodifikation des Tatbestandes in anderen interna‐
tionalen Organisationen sowie bi- und multilateralen Verträgen (2.).

Entwicklungen bis zum Zweiten Weltkrieg

Die Frage nach der rechtlichen Zulässigkeit der Intervention stellte sich
nicht, solange im Altertum und im Mittelalter das Nebeneinander selbstän‐
diger und gleichberechtigter Staaten nicht akzeptiert war.22 Das Streben
nach hegemonialer Herrschaftsgewalt einzelner Staatengebilde schloss es
aus, die Einmischung als Rechtsfrage zu erfassen und zu bewerten. Erst
die Entstehung des Souveränitätsbegriffs führte zu dem Problem der recht‐
lichen Bewertung staatlicher Interventionen in die Angelegenheiten eines
anderen Staates. Somit bedurfte es zunächst der Einführung des staatli‐
chen Souveränitätsbegriffs in den wissenschaftlichen Diskurs durch Jean
Bodin (1530–1596) in seiner Schrift vom Staate (De la république,
1576)23, bevor das Problem der Intervention als eines der Rechtswissen‐
schaft erfasst werden konnte.24 Der Westfälische Friede von Münster und

B.

I.

22 Hettlage, Niemeyer’s Zeitschrift für Internationales Recht 37 (1927), 11 (27); Ger‐
lach, Die Intervention, S. 8; Wehser, Die Intervention nach gegenwärtigem Völ‐
kerrecht, in: Simma/Blenk-Knocke, Zwischen Intervention und Zusammenarbeit,
S. 23 (28).

23 Bodin definiert den Begriff der Souveränität wie folgt: „Summus is dicitur, qui nec
superiorem, nec eiusdem imperii socium habet“, De republica libri sex (1576),
S. 234.

24 Vgl. z.B. Gerlach, Die Intervention, S. 9; Hettlage, Niemeyer’s Zeitschrift für In‐
ternationales Recht 37 (1927), 11 (27); Thomas/Thomas, Non-Intervention, S. 4.
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Osnabrück fixierte das System staatlicher Souveränität erstmals in einer
Urkunde25 – begünstigte dadurch die europaweite Entstehung formal glei‐
cher Mächte, indem er der Reichsidee endgültig jeden Universalitätsan‐
spruch nahm26 – und soll daher als zeitlicher Ausgangspunkt für die weite‐
ren Betrachtungen gewählt werden.

Vom Westfälischen Frieden bis zu den Napoleonischen Kriegen

Die Staatenpraxis in der Epoche zwischen dem Westfälischen Frieden und
den Napoleonischen Kriegen war nur sehr bedingt grundsatzorientiert. Pri‐
märes Ziel staatlichen Handelns war die Erhaltung des Gleichgewichts der
Kräfte27, sodass die Staatenpraxis selbst aus heutiger Sicht weniger von
Interesse ist als die Schriften der Gelehrten28.

Wissenschaft

Hugo Grotius (1583–1645) personifiziert den Übergang von den hegemo‐
nialen Strukturen des Mittelalters hin zu einer modernen vielfältigen Staa‐
tenwelt.29 Nachdem die Völkerrechtswissenschaft, soweit die Bezeich‐
nung für die vorgrotianischen Schriftsteller überhaupt zutreffend ist, sich
lediglich mit einzelnen Problemen befasste, präsentiert Grotius eine erste
systematische Darstellung des ius gentium.30 Der Begriff der Intervention
ist ihm allerdings noch unbekannt, da für Grotius nur zwei Zustände exis‐
tieren: Krieg und Frieden.31 Soweit innerhalb des Kriegsbegriffes differen‐

1.

a.

25 Vgl. z.B. Schliesky, Souveränität und Legitimität von Herrschaftsgewalt, S. 87;
Seiler, Der souveräne Verfassungsstaat zwischen demokratischer Rückbindung
und überstaatlicher Einordnung, S. 25.

26 Siehe z.B. Scheuner, Die großen Friedensschlüsse als Grundlage der europäischen
Staatenordnung zwischen 1648 und 1815, in: ders., Schriften zum Völkerrecht,
S. 349-371.

27 Grewe, Epochen der Völkerrechtsgeschichte, S. 388-399.
28 Nolte, Eingreifen auf Einladung, S. 30.
29 Siehe z.B. Nolte, Eingreifen auf Einladung, S. 30; Haggenmacher, Grotius et la

doctrine de la guerre juste, 615–629; Thomas/Thomas, Non-Intervention, S. 5.
30 Hettlage, Niemeyer’s Zeitschrift für Internationales Recht 37 (1927), 11 (28);

Stadtmüller, Geschichte des Völkerrechts, Bd. 1, S. 117.
31 Mit Verweis auf Cicero schreibt er: »Inter bellum et pacem nihil est medium«,

Grotius, De Jure Belli ac Pacis, Lib. 3, Cap. XXI, I.
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